Haushaltsrede von Frau Doris Schröder-Weber (FDP-Fraktion) zum Haushalt 2006
Mittwoch, 05. April 2006
Es gilt das gesprochene Wort

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,
meine Damen und Herren des Rates,
bei der Überlegung, wie ich meine Haushaltsrede einleiten sollte, fiel mir die Weihnachtgeschichte unseres sehr verehrten Kämmerers ein, die dieser bei der Einbringung des Haushaltes 2006 im Rahmen der Ratssitzung kurz vor Heiligabend zum Besten gab.

Da war dem Kämmerer ein Engel begegnet, und zwar ein Steuerengel, der mit angenehmer Stimme die freudige Nachricht verkündete, dass Monheim ab sofort jährlich Gewerbesteuer in Höhe von 20 Millionen einnehmen würde und der Haushaltsansatz sich damit also verdoppeln würde.

Die kleine Weihnachtsgeschichte entwickelte sich dann so, dass sie dem Kämmerer die Tränen in die Augen trieb, denn von dem großen Kuchen der doppelten Gewerbesteuereinnahme bedienten sich selbstverständlich auch der Innenminister des Landes NRW, der Landrat des Kreises Mettmann und der Bürgermeister im Kreis Mettmann, so dass als Folge der Gewerbesteuereinnahme in Höhe von 10 Millionen Euro für Monheim lediglich eine Defizitverringerung in Höhe von 930.000,00 Euro zu verzeichnen war.
Der Kämmerer war natürlich traurig, ob dieses doch bescheidenen Ergebnisses, wurde aber von dem Engel hoffnungsvoll davon überzeugt, dass durch die höheren Gewerbesteuereinnahmen ja auch mehr Arbeitsplätze geschaffen worden waren, der Handel sich freuen konnte, da das Geld in die Wirtschaft fließt und irgendwie würde die Stadt Monheim ja dann auch über die Einkommenssteuer wieder ein gutes Stückchen vom Steuerkuchen abkriegen.

Tja, unserem werten Kämmerer ist dieser Engel so kurz vor Weihnachten wohl aus purer Verzweiflung erschienen, als er die Haushaltsrede für die Einbringung des Haushaltes 2006 vorbereitete. 
Denn es wird kein Steuerengel erscheinen, der einen Gewerbesteuersegen über Monheim herabregnen lassen wird. 

Und auch der nächste Woche - sicherlich auch Monheim heimsuchende - Osterhase, wird kein wertvolles Ei ins Rathausnest legen.

Es bleibt dabei, dass die finanzielle Situation der Stadt katastrophal ist und dass Monheim mit einem Gesamtfehlbetrag von rund 49 Millionen Euro sich weiterhin in einem ungenehmigten Haushaltssicherungskonzept befindet und sich dies bis zum Jahr 2011 voraussichtlich auch nicht ändern wird.

Da ist es sicherlich nur ein kleiner Trost, dass es vielen anderen Gemeinden ähnlich geht und auch auf Landesebene erhebliche Neuverschuldungen zu verzeichnen sind.

Wir müssen uns allerdings davor hüten, dass die sich jedes Jahr wiederholenden Fehlbeträge in Millionenhöhe uns abhärten und uns womöglich von dem im vergangenen Jahr mit den Sparpaketen 1 und 2 eingeleiteten Sparkurs abbringen.

Unser Kämmerer hat Recht, wenn er von uns allen Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Effektivität, Personalkonsolidierung, Leistungseinschränkungen, Steuererhöhungen, Kooperationen und Eigenverantwortung verlangt.

Die FDP-Fraktion wird sich angesichts dieser Parameter deshalb dazu durchringen, ihre bisherige Position eines generellen Nein zur Anhebung kommunaler Steuern, aufzugeben und signalisiert hier und heute, eine Anhebung der Grundsteuer mit zu tragen.

Diesseits wird nicht übersehen, dass die Grundsteuer von allen in der Stadt gezahlt werden muss, gleich ob Eigentümer oder Mieter. Wir übersehen auch nicht, dass die Nebenkosten in den letzten Jahren bereits zu einer zweiten Miete geworden sind.

Aber: Die Grundsteuer ist eben, anders als die sehr stark volatile Gewerbesteuer, die einzige kommunale Steuer, die eine stete und verlässliche Einnahmegröße darstellt.

Allerdings ist angesichts der unstreitig vorhandenen Belastungen für die Bürger unserer Stadt die Grundsteuer maßvoll anzuheben und die Bürger nicht ohne Rücksicht auf Verluste unverhältnismäßig zu schröpfen.
Die Gewerbesteuer ist indes für uns tabu – denn  der Gewerbesteuerhebesatz ist die entscheidende Kennziffer im Wettbewerb um die Ansiedlung von Unternehmen.

Die Gewerbesteuer ist im Jahr 2003 und dann auch 2005 bereits in nicht unerheblichem Maße erhöht worden und trotzdem sinken die Gewerbesteuereinnahmen in der Betrachtung vom Jahr 2002 bis 2005 stetig. 
Wir müssen unsere Wettbewerbsfähigkeit erhalten und die FDP-Fraktion sieht gerade in diesem Lichte, eine Gewerbesteuererhöhung als grundweg kontraproduktiv.

Bedauerlicherweise ist es zu einer interkommunalen Zusammenarbeit durch die Standortzusammenlegung der Feuerhauptwachen von Langenfeld und Monheim im vergangenen Jahr nicht gekommen. Monheim hat hier die handfeste Chance verpasst, Einsparungen in Millionenhöhe in nächster Zukunft zu realisieren.

Die notwendige bauliche Erweiterung der bestehenden Hauptwache sowie die notwendigen Neuanschaffungen der feuerwehrtechnischen Gerätschaften sind in vorliegendem Haushaltsentwurf 2006 offenbar bewusst nicht aufgeführt. Hätte es doch die Befürworter einer Feuerwehrkooperation nur bestätigt, dass hier eine Millionenlast auf die Monheimer Bürger in den nächsten Jahren zukommen wird.

Hier wird das Problem nur ins nächste Jahr verschoben, aber eben nicht gelöst.

Die Verwaltung ist aufgerufen weitere Kooperationsmöglichkeiten auf anderen Ebenen zu finden und mit Mut, Kreativität und ernsthaftem Willen zur Veränderung immer wieder nach neuem Einsparpotential auf der Ausgabenseite Ausschau zu halten.

Die FDP in Monheim wird jedenfalls weiter die Bemühungen der Verwaltung unterstützen, die Attraktivität der Stadt, z.B. durch den Bau des Pflegezentrums am Ernst-Reuter-Platz, durch den Bau des Rheinanlegers, durch die Erschließung des Shell-Geländes, durch die Ansiedlung des Playmobil-Parks zu steigern.

Wir müssen uns interessant machen für kleine bis größere Unternehmen und insbesondere interessant machen, für Familien mit höheren Einkommen, die durch ihren Anteil an der Einkommensteuer Geld in die Kassen Monheims bringen.
Für diese Familien muss ein attraktives Wohnumfeld und ein gutes Angebot an Betreuungsmöglichkeiten geschaffen werden.

Deshalb wird es mit der FDP-Fraktion auch nicht ohne weiteres einen überstürzten Schließungsbeschluss der AWO-Kindertagesstätte Knippratherstraße geben. 

Nur die AWO-Kindertagesstätten bieten in Monheim eine ganzjährige und zeitflexible Betreuung an, auf welche Familien mit zwei berufstätigen Elternteilen dringend angewiesen sind. Ohne explizite Prüfung der Verwaltung auf Sicherstellung der jetzt durch die Einrichtung gewährleisteten Angebote und deren mögliche Übernahme durch die verbleibenden Einrichtungen kann eine Entscheidung jedenfalls nicht fallen.
Es ist ein optimales Betreuungsangebot mit flexiblen Einrichtungsöffnungszeiten und konkurrierenden pädagogischen Konzepten vorzuhalten, damit Monheim attraktiv für einkommensstarke Familien wird. Die Vielfalt der Betreuungsmöglichkeiten durch die Errichtung eines Waldkindergartens ist ein wichtiger Ansatz und wird daher vollumfänglich von uns unterstützt. Selbstverständlich zählt hierzu auch, dass Monheim gewappnet ist auf das Anbieten von Kindergartenplätzen für unter 3-Jährige.

Dies sind ganz erhebliche Standortfaktoren, die bei der Überlegung, ob sich ein Gewerbebetrieb oder ein Unternehmen in Monheim niederlassen will oder auch einzelne Familien überlegen nach Monheim zu ziehen, entscheidend sind.
Was die Finanzierbarkeit der Bereitstellung der Kinderbetreuungsplätze angeht, wäre hier etwas mehr Kreativität zu wünschen und nicht immer nur der pauschale Ruf nach Erhöhung der Steuern. Eine höhere Beteiligung der finanzkräftigen Eltern bei den Betreuungskosten durch Erhöhung der Elternbeiträge ist durchaus möglich und sollte erwogen werden, zumal die Kinderbetreuungskosten nunmehr steuerlich absetzbar sind und abzusehen ist, dass weitere steuerrechtliche Entlastungen auf Bundesebene verfolgt werden.

Zusammenfassend kann man festhalten, dass die Stadt Monheim sicherlich unverändert vor Herausforderungen in schwieriger Gesamtlage steht.

Der Konsolidierungsdruck wird dauerhaft die Stadt begleiten und dies bedeutet, dass auch der Haushalt 2006 unter diesem Druck steht und der Sparkurs weitergehen muss, auch wenn er mit fühlbaren Einschränkungen auf den verschiedensten Ebenen für den Bürger spürbar sein wird.

Die Beratungen zum Haushalt waren eher unspektakulär, die Sitzungen dafür trotzdem lang. 
Änderungsvorschläge aus den Fraktionen, wie der Bürgermeister schon in der Haupt- und Finanzausschusssitzung anmerkte, waren rar. 
Da zu vorliegendem Sparhaushalt keine erkennbare sinnvolle Alternative besteht, stimmt die FDP-Fraktion im Rat der Stadt Monheim am Rhein dem Haushalt 2006 zu.
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